
/Gnderarbeit im Kreis Fürstenfeldbruck zu Beginn des 20. Jahrhunderts 
Sozialgeschichiliche Beiträge aus dem Landkreis Fürstenfeldbruck II 

Von Manfred Bosch 

Das Schicksal von Kindern und ihre Verwendung als 
rechtlose Arbeitskräfte gehört zu den dunkelsten Ka­
piteln der Industrialisierung. fünfzehn- und mehr­
stündige Arbeitszeiten für 7-8jährige Kinder waren 
noch im letzten Drittel des 19. Jahrhundens keine Sel­
tenheit. Auch wenn die Verhältnisse in den vorwiegend 
agrarischen Regionen nicht so kraß waren, sind sie 
dennoch auch hier einer näheren Betrachtung wen. 
Für den Bereich des Kreises Fürstenfeldbruck sollen 
einige Schlaglichter auf das Problem der Kinderarbeit 
geworfen werden; es soll gezeigt werden, wie es sich 
in einer relativ indusrriefreien, lediglich Handwerks­
und bäuerliche Kleinbetriebe umfassenden Region 
darstellte1

• 

Bevor im Deutschen Reich am 30. März 1903 das neue 
Kinderschutzgesetz (im folgenden: KSG) in kraft trat, 
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harte es einer langen Reihe von Anläufen und Versu­
chen bedurft, die Lage der arbeitenden Kinder zu ver­
bessern. Noch 1888 versagte der Bundesrat einem 
Geseczencwurf seine Zustimmung, der auch Schutz­
bestimmungen bezüglich der Kinderarbeit enthielt. 
Die ökonomischen Interessen der Unternehmer, die 
auf die Kinder aJs billigste und wehrloseste Arbeits­
kraft nicht verzichten wollten, erwiesen sich als stär­
ker. 1839, 1853 und 18SS erlassene Schutzbestimmun­
gen hatten kaum praktische Auswirkungen, z.umaJ die 
soziale Not auch die Elcern zwang, Kinderarbeit zu 
verfechten. 
Für Bayern war es 1898 zu einer innenminisceriellen 
Entschließung gekommen, die iogewerbliche Arbeit 
von Kindern unter 14 Jahren betreffend•. In ihr wurde 
festgestellt, daß • nach den Ergebnissen der Berufs-



zählung vom 14. Juni 1895 im Zusammenhalce mit den 
Feststellungen der Gewerbeaufsichtsbeamten die Be­
schäftigung von Kindern unter 14 Jahren im Hand­
werk, in der Hausindustrie und bei sonstiger gewerb­
licher Beschäftigung einen erheblichen Umfang ange­
nommene habe. FreiJich hielt man schon aus erziehe­
rischen Gründen eine •mäßige Beschäftigung• von 
Kindern mit gewerblicher(!) Arbeit insoweit für be­
rechtige, als •sie geeignet ist, die Kinder an körper­
liche Tätigkeit zu gewöhnen, den Sinn für Fleiß und 
Sparsamkeit zu wecken und sie besonders in Fällen, 
wo die Eltern nicht die erforderliche Aufsicht üben 
können, vor Müßiggang und anderen Abwegen zu 
bewahren. Ferner ist schon aus Gesundheitsrücksich­
ten eine Verwendung von Kindern z.u leichten Arbei­
ten in der Landwircschaft und Gärtnerei, wo sie in 
freier Luh in einer dem jugendlichen Körper ange­
messenen Weise Bewegung und Betätigung ihrer 
Kräfte finden, nicht nur zulässig, sondern sogar nütz­
lich und empfehlenswert•. Nicht für geeignet hiclt 
diese Entschließung Kinderarbeit überall da, wo „die 
Arbeic zu lange währt, wo sie zu unpassenden Zeicen 
und in ungeeigneten Räumen stattfindet. . . Hier 
bringt sie nicht allein Gefahren für die Gesundheit 
und Sittlichkeit der Kinder mit sich, sondern er­
schwert auch die Schulzucht und macht unter Um­
ständen den gesetzlichen Schulzwang iJlusorischc. 
Um Mißstände auf gesetzJiche Weise entgegenwirken 
zu können, hieß es weiter, müsse zunächst gefragt 
werden, wo diese bestünden und welcher Art sie 
seien; das vorliegende Material gewähre nur einen 
unvollkommenen Eindruck. Es sei deshalb erforder­
lich, dieses Material durch Erhebungen zu vervoll­
ständigen mit besonderem Blick • auf das AJcer der 
beschäftigten Kinder, die Art ihrer Beschäftigung, 
Dauer und Lage der Arbeitszeit, die Beschaffenheit der 
Arbeitsräume sowie auf die rechtliche Natur des 
ArbeitsverhäJmisses ... In diesem Berufe ist zunächst 
festzustellen , 
t. wie hoch ist die Gesamtzahl der außerhalb der Fa­

briken gewerblich tätigen Kinder unter 14 Jahren in 
den einzelnen Regierungsbezirken, 

2. in welchen Gewerbezweigen und mic welcher Are 
gewerblicher Arbeit sind die Kinder tätig? Dabei isc 
das Augenmerk insbesondere auf die einzelnen zur 
Herstellung des Gesamtprodukts dienenden Hülfs­
leistungen zu richten, bei denen die Kindervorzugs­
weise Verwendung finden. 

3. Wie hoch ist die Zahl 
a) der in den einzelnen Gewerbezweigen 
b) der innerhalb der einzelnen Gewerbezweige mit 

den nach Ziffer 2 ermittelten Arten gewerb­
licher Arbeit beschäftigcen Kinder in den ein­
zelnen Regierungsbezirken?• 

An solchen Meldungen, die den orcspolizeilichen Be­
hörden vorzulegen und von den Distriktspolizei­
behörden für ihren Bezirk zur Weicerleicung an die 
Kgl. Regierung zusammenzustellen waren, ist die 
Materialbasis leider sehr gering. Aus den vorliegenden 
Ermittlungen seien zwei herausgegriffen. Am 20. Fe­
bruar 1898 gab die Stadtverwaltung Bruck dem KgL 
Bezirksamt Bruck Mitteilung, daß an unter 14jährigen 

Kindern, die gewerblicher Arbeit nachgehen, eJf vor­
handen seien, darunter je zwei Schuhmacher-, Metz­
ger-, Bäcker- und Schlosserlehrlinge, je ein Schneider­
und Buchdruckerlehrling sowie ein Lehrmädchen der 
Näherinnenbranche. Diese Beschäftigungen, wurde 
hinzugefügt, gäben zu keinen polizeilichen Beanstan­
dungen Anlaß. 
Aus der ländlichen Gemeinde Uberacker wurde ein 
· Bäckerjunge„ gemeldet, dessen Haupcaufgabe das 
Brotaustragen sei. •Mißstände in dieser Hinsicht sind 
nicht vorhanden. „ 
Die beiden Meldungen zeigen bereics, daß das Augen­
merk nur auf handwerkJiche Betriebe gerichtet war 
und die Situation von Bauernkindern und Hausarbeit 
verrichtenden Kindern außer Betracht blieb. Daß uns 
keine MeJdungen über Kinderarbeit in diesen Berei­
chen vorliegen, hänge damit zusammen, daß das KSG 
vom 30. März 1903 den Anspruch erhob, · die schon 
bestehenden Beschränkungen der gewerblichen Kin­
derarbeit (zu) ergänzen•, während die •sämtlichen 
Dienstleistungen des Gesindes und die Arbeiten der 
Land- und Forsrwircschaft nicht uncer das KSGc 
fielen. ln Wirklichkeit aber wird man im Brucker 
Kreis davon ausgehen können, daß die eigentlichen 
Fälle von Kinderarbeit - insbesondere noch im 19. 
Jahrhunden - im landwircschafrlichen Sektor zu su­
chen sind. Nähere Angaben hierüber sind nicht mög­
lich, weiJ keine statistischen Erhebungen vorliegen; 
einen ungefähren Anhaltspunkt liefert aber die amt­
liche österreichische Erhebung über die Kinderarbeit 
von 1908, in der festgestellt wird, daß • die Kinder­
arbeü im Reichsdurchschnitt in den Landgemeinden 
verhä1tnismäßig doppelt so stark ist wie in den 
Scädten•2• 

Das KSG von 1903 machte einen Unterschied zwi­
schen eigenen und fremden Kindern, wobei als Kinder 
im Sinne des Gesetzes alle volksschulpAichtigen Kin­
der galten, die noch nicht 13 Jahre alt waren. Die •Be­
schäftigung fremder Kinder ist verboten ( ... ) und ge­
stattet für Kinder über 12 Jahre unter folgenden Be­
dingungen: nicht länger als drei Stunden täglich, in 
den Ferien vier Stunden. Nicht vor acht Uhr morgens 
und nicht nach acht Uhr abends, nicht vor dem Vor­
mircagsuncerricht und erst eine Stunde nach dem 
Nachmittagsunterricht uncer Einhaltung einer zwei­
stündigen Mittagspause«. 
Diese Bestimmungen, so notwendig und überfällig 
sie waren, sind vielfach als ungenügend empfunden 
worden. So hieß es in einem zeitgenössischen Kom­
mentar, durch das Gesetz seien vor allem · die in der 
Landwirtschaft ausgebeuteten und die in häuslichen 
Diensten stehenden Kinder überhaupt nicht ge­
schützt. . . Die Arbeiterschutzgesetze, welche am 
häufigsten übertreten werden, sind die Kinderschutz­
gesetze; denn die in diesen Gesetzen Geschützten sind 
selber wehrlos, sind vollkommen angewiesen auf die 
Hilfe der Erwachsenen, vor allem auf die Hilfe ihrer 
Eltern, die allzuoft selbst die Ausbeuter und Gesetzes­
übertreter sind•3

• 

Für den nichtfamiliären und nichthäuslichen, also ge­
werblichen Bereich indes bildeten die neuen gesetz­
lichen Bestimmungen die Grundlage für zahlreiche 
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behördliche Erinnerungen und Einschreirungen gegen 
offenkundige oder vermutete Fälle von Kinderarbeit. 
Durch den Bürgermeister von Emmering war 1910 
dem Wagnermeister Johann J . beispielsweise zu eröff­
nen, daß der in seiner Werkstätte zur Hilfeleisrung 
herangezogene Sohn J . nicht zwischen acht Uhr abends 
und acht Uhr morgens beschäftigt werden dürfe und 
eine Beschäftigung vor dem Vormittagsunterricht ver­
boten sci. Im gleichen Schreiben wurde der Taglöhner 
Paul S. darauf hingewiesen, daß seine beiden sieben­
und achtjährigen Töchter Anna und Maria nicht mehr 
zum Kegelaufsetzen verwendet werden dürfen. Am 
20. ] uni 1910 richtete das Kgl. Bezirksamt Bruck an 
den Magistrat der Stadt Fürstenfeldbruck ein Schrei­
ben, wonach •in verschiedenen hiesigen Wirtschahen, 
so bei R., Hirschwirt, vereinzelt beim M. -Bräu werk­
tagsschulpflichtige Kinder zu später Abendsrunde 
zum Kegelaufsetzen benützt werden. Bei R. wird 
hierzu ein gewisser 0. verwendet, der auch das Auf­
putzen besorgen muß•. 
Zu der im Brucker Kreis meistgenannten verbotenen 
Beschäftigung, dem Kegelaufsctzen, lesen wir in den 
autobiographischen Aufzeichnungen von Adelheid 
Popp, erzieherisch wirke das Kegelaufsetzen nicht. 
•Man darf nicht übersehen, daß beim Kegelschieben 
viel Alkohol getrunken wird, so daß bei diesem sonn­
tägigen Vergnügen die fried liche Stimmung oft schon 
in den ersten Nachmirtagssrunden dahin ist. In den 
Oorfwinshäusern ist das oft zu beobachten. Die Stim­
mung wird immer reizbarer, in den harmlosesten Be­
merkungen werden beabsichtigte Beleidigungen ge­
wittert, und man bestrebt sich die in der Einbildung 
erlittenen Beschimpfungen zu übertrumpfen. Neun­
bis zehnjährige Knaben sind Sonntag um Sonntag 
Zeugen solcher Szenen ... Aber der Kegelbub kann 
unter Umständen an so einem Sonntag eine für arme 
Leute ganz hübsche Summe verdienen, und da müssen 
erziehliche Bedenken zurücktreten.•4 

Auf sehr detaillierte Weise macht auch der folgende 
Vorgang mit der Arbeitssiruacion eines Lehrlings be­
kannt. Auf eine Meldung vom 6. September 1910 an 
das Bezirksamt Bruck, wonach der Lehrling L. Sch. 
beim Bäckermeister J. R. in Fürstenfeldbruck weit 
über die zulässige Arbeitszeit hinaus beschäftigt 
würde, ergebt am 9. September 1910 ein genauer Be­
richt, wonach der betroffene Lehrling auf Einvernah­
me folgendes erlclärce: Im Monat August laufenden 
Jahres habe er täglich abends zehn bis halb elf Uhr mit 
der Arbeit beginnen müssen. Jetzt müsse er in der 
Regel um halb zwölf herum beginnen. Bis drei Uhr 
früh werde er in der Backstube beschäftigt, von drei 
bis vier Uhr kann er wieder ruhen. Um vier Uhr muß 
er das Brot von der Backstube in den Laden verbrin­
gen, welche Arbeit etwa S-10 Minuten dauen, dann 
kann er wieder ruhen bis 5 Uhr. Um halb sechs Uhr 
muß er dann zum Brotaustragen. Wenn er diese Arbeit 
nicht eigenmächtig länger ausdehnt bzw. sich dabei 
nicht versäumt, so kann er bis haJb acht damit fertig 
sein . Nach Rückkehr vom Brotausrragen muß Sch. in 
der Backstube noch aufräumen und Holz zum Backen 
sowie auch fü r die Küche herrichten, so daß es in der 
Regel Mittag 12 Uhr wird, bis er mit dieser Arbeit 
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fercig isr. Dann wird Mittag gegessen . Nach dem Essen 
muß er noch •dampfeln«, welche Arbeit etwa eine 
halbe Stunde Zeit in Anspruch nimmt. Hernach muß 
er noch Brötgelder kassieren. Mit dieser Arbeit kann 
er nach eigenen Angaben in einer halben Stunde fertig 
sem. 
Daß auch bei ländlichen Handwerksbetrieben Veran­
lassung zum Einschreiten bestand, zeigt ein Brief des 
Kgl. Bezirksamts Bruck an die Gemeindeverwalrung 
Moorenweis vom 10. Dezember 1913, in dem nicht 
weniger als elf Beanstandungen mit den entsprechen­
den Belehrungen für die Verstoßenden aufgeführt sind. 
Die betreffenden Betriebe bzw. Berufe waren u. a.: 
Schmied (2ma1), Gastwirt, Schlosser, Schuhmacher, 
Näherei betrieb. 
Um auf Fälle verbotener Kinderarbeit aufmerksam 
zu werden, versicherte sich der Gesetzgeber auch der 
Mitarbeit der Lehrer. In den Bezirksamtsblättern 
wurden deshalb fo lgende Bekanntmachungen ver­
öffentlicht: 
„An die Herren geschäftsführenden Lehrer! 
Nach Abschnitt B Buchstabe b Ziff. 1 der Min.-Enr­
schließung vom 18.4. 1906- KreisamtsblattS. 127ff.­
ist alsbald nach Beginn des Schuljahres ein Verzeich­
nis über die gewerblich tätigen Kinder durch die Klas­
senlehrer aufzustellen. Oie Herstellung des Verzeich­
nisses hat jährlich neu zu erfolgen, die alljährlichen 
Angaben der Zu- und Abgänge genügt nicht. Da die 
Verzeichnisse auch den Gewerbeaufsichtsbeamten zur 
Verfügung gestellt werden müssen und die hauptsäch­
lichste Grundlage für die Aufsichtstätigkeit dieser 
Beamten bilden, ist gewissenhafte Anfertigung der 
Verzeichnisse geboten ... • 
In den Aktenbestand, der den Ausgangspunkt für 
diese Darstellung bildet, sind fast nur Fälle der ver­
schiedenen Volksschulen in Fürstenfeldbruck einge­
gangen - Ausnahmen bilden neben wenigen anderen 
Gemeinden Maisach, Olching und Landsberied. Die 
meisten Lehrer in den Dörfern meldeten Fehlanzeige 
- sicherlich übersahen sie dabei gef1issentlich manchen 
auch gravierenden Fall, wobei die Bildungsvorbehalte 
der ländlichen Bevölkerung, mit der es ja auszukom­
men galt, noch Anfang des 20. Jahrhunderts eine ge­
wisse Rolle gespielt haben dürften. Der Lehrer von 
Adelshofen jedenfalls mußte am 12. September 19ll 
vom Kgl. Bezirksamt Bruck „zum wiederholten Male• 
um jene „ordnungsgemäße und zeitgerechte Erledi­
gung• der Meldung gebeten werden, die •im Interesse 
eines geordneten Dienstbetriebes in Zukunft wohl er­
wartet werden• kann. 
Unter den Nennungen in den Brucker Schulen domi­
nieren Kegelaufsetzen, Besorgungs- und Botengänge, 
Austragen von Zeitungen und Waren. Drei bis acht 
Meldungen pro Schule und Jahr sind hier die Regel. 
Daß freilich der Geist, der aus dem überfälligen KSG 
sprach, auch eine immanente Widersprüchlichkeit 
besaß, zeigt der Brief einer Mutter, in dem diese um 
die Erlaubnis zur Weiterbeschäftigung ihres noch nicht 
12JahrealtenSohnes in einer Gastwirtschaft bitter-die 
Bitte wurde übrigens abschlägig beschieden und mit 
verschärfter Kontrolle der einschlägigen Objekte 
beantwortet. 



Fürstenfeldbruck, den 16. 8. 1922 
•Mein Sohn Ludwig M., geboren am 23. 11. 1911 in 
F.-Bruck, Schüler der sechsten Klasse der hiesigen 
Knabenschule, ist seit über einem Jahr bei Gastwirt K. 
hier beschäftigt, teils als Laufbursche, teils zum Be­
steckputzen, teils zu sonstigen kleineren Hausarbeiten 
und auch zum Kegelaufsetzen. Ich bitte, daß mein 
Sohn auch weiterhin bei Herrn K. bleiben darf. Er­
wähnen muß ich, daß auch meine zwei älteren Söhne 
auf diese Weise bei Herrn K. tätig waren und für ihre 
Dienstleistungen, wie auch jetzt mein Sohn Ludwig, 
jeweils Essen verabreicht erhalten. Ich glaube, daß es 
verstanden werden kann, daß ich froh bin, wenn ich 
gerade bei den jerzigen Zeirverhälmissen eine Person 
weniger am Tisch haben muß. Eine große Erleichte­
rung ist es fü r Eltern sicher auch, wenn Kinder sich 
... einige Pfennige verdienen, mit denen man Kleider 
und Schuhe kaufen kann. Zudem ist das Kind hier 
ständig weg von der Gasse und unter Aufsicht und 
brauche ich mich nicht darum kümmern. Herr K. 
dürfte wohl genügend Gewähr dafür bieten, daß es in 
seinem Hause- auch in sittlicher Beziehung anständig 
zugeht. Ich möchte fast behaupten, daß Kinder eher 
auf der Straße, wenn sie sich selbst überlassen sind, 
Unanständiges zu hören bekommen. Beifügen muß 
ich noch, daß mein Mann in München bei der Reichs­
eisenbahn beschäftigt ist und sieb daher nicht um die 
Kinder annehmen kann. Außerdem habe ich noch 
einen Buben mit sechs Jahren daheim. Da der Ver­
dienst meines Mannes zum Leben kaum ausreicht, 
muß auch ich dem Verdienst nachgehen (Waschen, 
Putzen etc.) und den kleinen Buben, soweit er nicht 
in der Schule ist, mimehmen. Ich bitte daher erge­
benst, daß mein Sohn Ludwig weiterhin bei Herrn 
Gastwirt K. bleiben darf. Frau A. M., Dachauerstraße 
18 Rgb. • 
Der Brief belegt, wie sehr das neue KSG bei aller 
begründbaren Notwendigkeit an der sozialen Wirk-

lichkeit insbesondere der unteren sozialen Schichten 
vorbeigeschrieben war. So wie es im Fall unserer Bitt­
stellerin etwa sozialpofüischer Maßnahmen bedurft 
hätte, so wäre im Fall der ländlichen Bevölkerung die 
Verteidigung einer Bildung notwendig gewesen, die 
über die elementaren Fähigkeiten binausging5• So ver­
suchte das KSG die Kinderarbeit auf bloß administra­
tive Weise zu lösen; anstatt die Ursachen zu lösen, 
wurde an Symptomen und vermeintlichen Auswüch­
sen kuriert. •Ein solches [Kinderarbeitsverbot) kann 
aber erst ausgesprochen werden, wenn die Grundlage 
geschaffen ist, auf der die Eltern soviel verdienen 
können, daß sie die Ernährung und Erziehung ihrer 
Kinder bis zum erwerbsfähigen Alter zu bestreiten in 
der Lage sind. Solange das nicht der Fall ist, steht für 
tausende Kinder aller Kinderschutz, alle Jugendfür­
sorge nur auf dem Papier.c6 

Die Quellenlage für den Brucker Kreis bat leider nur 
den Blick auf einen Zeitabschnitt erlaubt, der unser 
Problem eher in seinen ausklingenden Phasen erkenn­
bar gemacht bat. Dennoch erlaubt das Material - das 
die mutmaßlichen Hauptformen landwirtschaftlicher 
und häuslicher Kinderarbeit überhaupt nicht erfaßt -
einen gewissen Einblick in die Bedeutung eines gern 
unterschätzten Problems noch des 20. Jahrhunderts. 
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